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A. Problem 

Der Fünfjahreszeitraum für Darlehen und Zinsbonifikationen, 
der aufgrund eines Beschlusses des Europäischen Rates im 
Zusammenhang mit der Einführung des europäischen Wäh- 
rungssystems zur Stärkung der Wirtschaftskraft der weniger 
wohlhabenden Mitgliedstaaten gewährt worden ist, nämlich 
Irland und Italien, die tatsächlich am EWS teilnehmen, läuft 
Ende 1983 aus. 


B. Lösung 

Nach dem Vorschlag der EG-Kommission vom 1. Juni 1983 soll 
die Aktion zugunsten von Irland und Italien um zwei Jahre 
verlängert werden. Danach könnte dann nach insgesamt sie- 
benjähriger Laufzeit das System überprüft werden. 


C. Alternativen 

Ablehnung des Vorschlags, besonders im Hinblick wegen der 
vom Europäischen Rat in Stuttgart anerkannten Notwendig- 
keit einer größeren Haushaltsdisziplin. Die von vornherein 
auf fünf Jahre auf Italien und Irland befristete Aktion würde 
bei einer Verlängerung zu Dauerprivilegien führen. 

Einmütigkeit im Ausschuß 

D. Kosten 

Der Mittelbedarf im EG-Haushalt beträgt für 1984 und 1985 
jeweils 200 Mio. ECU. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundestag spricht sich im Hinblick wegen der vom Europäischen Rat in 
Stuttgart anerkannten Notwendigkeit einer größeren Haushaltsdisziplin in der 
Gemeinschaft gegen eine Verlängerung der Aktion aus. Die auf Italien und 
Irland beschränkte Zinsverbilligung von Gemeinschaftsdarlehen war von vorn- 
herein auf fünf Jahre befristet, eine Verlängerung würde zu Dauerprivilegien 
führen. 


Bonn, den 9. November 1983 

Der Haushaltsausschuß 

Walther Hoffmann (Saarbrücken) Borchert 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über Zinszuschüsse für bestimmte im Rahmen des 
Europäischen Währungssystems gewährte Darlehen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission,^) 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments,^) 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, ^) 

in Erwägung nachstehender Gründe. 

Der Rat hat am 18. Dezember 1978 die Verordnung 
(EWG) Nr. 3181/78'^) über das Europäische Wäh- 
rungssystem erlassen. 

Entsprechend dem vom Europäischen Rat auf sei- 
ner Tagung vom 4./5. Dezember 1978 gefaßten Be- 
schluß hat der Rat am 3. August 1979 im Rahmen 
dieses Systems Maßnahmen zur Stärkung der Wirt- 
schaft der weniger wohlhabenden Teilnehmer-Mit- 
gliedstaaten vorgesehen. 

Hinsichtlich des Lebensstandards und des Produk- 
tivitätsstands besteht nach wir vor ein großes Ge- 
fälle zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten, so 
daß es angezeigt ist, die Strukturen der weniger 
wohlhabenden Mitglieds-Länder zu stärken, um 
eine Konvergenz der wirtschaftlichen Entwicklung 
und der Wirtschaftspolitik der am Europäischen 
Währungssystem teilnehmenden Länder zu för- 
dern. 

Von vorrangiger Bedeutung ist in dieser Hinsicht 
die Durchführung von Infrastruktur-Investitions- 
vorhaben in den weniger wohlhabenden Mitglied- 
staaten. 

Die von der Europäischen Investitionsbank aus ih- 
ren eigenen Mitteln vergebenen Darlehen sowie die 
Darlehen, die im Rahmen der Beschlüsse, mit de- 
nen die Kommission zur Aufnahme von Anleihen 
zur Förderung der Investitionen in der Gemein- 
schaft ermächtigt wird (Beschlüsse 78/870/EWG, ^) 
82/169/EWG,®) 83/200/EWG'^) und anderer etwaiger 


1) Abi. Nr. . . . vom . . ., S. 

2) Abi. Nr. . . . vom . . ., S. 

^) Abi. Nr. . . . vom . . ., S. 

^) Abi. Nr. L 379 vom 30. Dezember 1978, S. 2 

5) Abi. Nr. L 298 vom 25. Oktober 1978, S. 9 

6) Abi. Nr. L 78 vom 24. März 1982, S. 19 
'7) Abi. Nr. L 112 vom 28. April 1983, S. 26 


künftiger Beschlüsse des Rates), gewährt werden, 
dienen u. a. zur Finanzierung von Infrastruktur-In- 
vestitionen, zu denen auch Energie-Investitionen 
gehören. 

Die Durchführung ausgewählter Vorhaben, vor al- 
lem im Infrastrukturbereich, u. a. auf dem Gebiet 
der Energie, in den weniger wohlhabenden Mit- 
gliedstaaten, die sich tatsächlich und uneinge- 
schränkt am Europäischen Währungssystem betei- 
ligen, kann durch Darlehen der Gemeinschaft er- 
leichtert werden, zu denen aus dem Gesamthaus- 
halt der Europäischen Gemeinschaften Zinszu- 
schüsse gewährt werden. 

Irland und Italien erfüllen die vorgenannten Krite- 
rien. 

Während des Zeitraums, in dem die Verordnung 
(EWG) Nr. 79/1736/EWG des Rates®) angewandt 
wurde, konnte mit Hilfe einer Zinsverbilligung von 
3 Prozentpunkten pro Jahr in jährlicher Höhe von 
200 Mio. ECU die Investitionstätigkeit in den weni- 
ger wohlhabenden Mitgliedstaaten, die sich tatsäch- 
lich und uneingeschränkt am Europäischen Wäh- 
rungssystem beteiligen, angeregt und zweckmäßig 
ausgerichtet werden. 

Diese Anstrengungen sollten während eines Zeit- 
raums von zwei Jahren unter Berücksichtigung des 
erheblichen Anstiegs der Strukturausgaben der Ge- 
meinschaft in diesen Ländern fortgesetzt werden. 

Jährliche Zinszuschüsse von 200 Mio. ECU sind er- 
forderlich, um eine Zinsverbilligung von 3 Prozent- 
punkten pro Jahr zu Darlehen von rund 1 Mrd. ECU 
pro J ahr zu gewähren. 

Die Mitgliedstaaten, die nicht tatsächlich und un- 
eingeschränkt an den Mechanismen des Europäi- 
schen Währungssystems teilnehmen, sind von der 
Finanzierung der Zinszuschüsse auszunehmen. 

Die Europäische Investitionsbank hat sich bereit 
erklärt, bei der Durchführung dieser Verordnung 
mitzuwirken — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Für Darlehen aus Eigenmitteln der Europäischen 
Investitionsbank, nachstehend „Bank“ genannt, so- 
wie für Darlehen im Rahmen der Beschlüsse des 


8) Abi. Nr. L 200 vom 8. August 1979, S. 1 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers — 14 — 680 70 — E — Fi 306/83 — vom 21. Juni 1983 
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Rates, mit denen die Kommission ermächtigt wird, 
Anleihen zur Investitionsförderung in der Gemein- 
schaft aufzunehmen (Beschlüsse 78/870/EWG, 
82/ 169/EWG, 83/200/EWG und andere etwaige künf- 
tige Beschlüsse des Rates), können Zinszuschüsse 
aus dem Haushalt der Europäischen Gemeinschaft 
gewährt werden, sofern die Investitionen in weni- 
ger wohlhabenden Mitglied Staaten getätigt werden, 
die sich tatsächlich und uneingeschränkt am Euro- 
päischen Währungssystem beteiligen. 


Artikel 2 

Irland und Italien können die in dieser Verord- 
nung vorgesehenen Zinsvergünstigungen in An- 
spruch nehmen. 

Artikel 3 

Anträge auf Gewährung von Zinszuschüssen im 
Sinne dieser Verordnung werden dem Mitglied- 
staat, in dessen Gebiet das Vorhaben durchgeführt 
werden soll, zur Stellungnahme vorgelegt. 


Artikel 4 

Befürwortet der betreffende Mitgliedstaat den 
Antrag und stimmt die Bank gemäß Artikel 5 der 
Gewährung des zinsvergünstigten Darlehens zu, 
dann beschließt die Kommission über die Förde- 
rung swürdigkeit der Vorhaben nach folgenden Leit- 
linien: 

— Die Investition entspricht den in den betreffen- 
den Bereichen geltenden gemeinschaftlichen 
Regeln und Politiken; 

— die Darlehen werden in erster Linie zur Finan- 
zierung von Infrastrukturvorhaben, einschließ- 
lich von Vorhaben im Energiebereich, verwen- 
det; 

— die Investitionen tragen zur Lösung der wichtig- 
sten Strukturprobleme des betreffenden Staates, 
insbesondere zur Verringerung der regionalen 
Unterschiede und zur Verbesserung der Be- 
schäftigungssituation, sowie zur Erreichung der 
energiepolitischen Ziele der Gemeinschaft bei; 

— die Investition entspricht den Vorschriften des 
Vertrags und des Sekundärrechts der Gemein- 
schaft, insbesondere auf dem Gebiet des Wettbe- 
werbs. 

Artikel 5 

Die in dieser Verordnung vorgesehenen zinsver- 
günstigten Darlehen werden nach der Satzung und 


den üblichen Kriterien der Bank gewährt und ver- 
waltet. 


Artikel 6 

Für einen Zeitraum von zwei Jahren beläuft sich 
der in den Haushalt einzusetzende Betrag für die 
Aktualisierung der Zinszuschüsse auf 400 Mio. ECU 
in Jahresraten von 200 Mio. ECU. 

Der Zinszuschuß beträgt 3 v. H. jährlich. 


Artikel 7 

Jeder Mitgliedstaat, der sich nicht tatsächlich 
und uneingeschränkt an den Mechanismen des Eu- 
ropäischen Währungssystems beteiligt, erhält aus 
dem Haushalt einen Finanzausgleich, der sich nach 
den Ausgaben für die Zinszuschüsse gemäß dieser 
Verordnung richtet. 


Artikel 8 

Die Anwendungseinzelheiten in bezug auf diese 
Verordnung werden durch eine zu diesem Zweck 
zwischen der Kommission und der Bank getroffene 
Vereinbarung festgelegt. 


Artikel 9 

Die Kommission unterrichtet den Rat und das 
Europäische Parlament jährlich über die im Rah- 
men dieser Verordnung durchgeführten Maßnah- 
men. 


Artikel 10 

Die Ausgabenkontrolle erfolgt gemäß der Haus- 
haltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Eu- 
ropäischen Gemeinschaften. 


Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Sie gilt ab 1. Januar 1984. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmitttelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 


Auf seiner Tagung vom 4./5. Dezember 1978 hat der 
Europäische Rat neben der Errichtung des Europäi- 
schen Währungssystems (EWS) flankierende Maß- 
nahmen vorgesehen, mit denen die Volkswirtschaft 
der tatsächlich und uneingeschränkt am EWS teil- 
nehmenden, weniger wohlhabenden Mitgliedstaa- 
ten gestärkt werden soll, um deren harmonische 
Integration zu erleichtern. Zur Unterstützung der 
Bemühungen der betreffenden Mitgliedstaaten 
wurde ein Beitrag der Gemeinschaft beschlossen, 
der die Unterschiede im Lebensstandard und im 
Produktivitätsstand der einzelnen Mitgliedsländer 
und Regionen dadurch vermindern soll, daß insbe- 
sondere die Stärkung der Strukturen durch Finan- 
zierung von Investitionen, vor allem Infrastruktur- 
investitionen, gefördert wird. 

In der Praxis hat die Gemeinschaft ihren Beitrag, 
dessen Einzelheiten auf der Ratstagung vom 3. Au- 
gust 1979 festgelegt wurden, in der Form geleistet, 
daß den uneingeschränkt am System teilnehmen- 
den, weniger wohlhabenden Mitgliedstaaten, näm- 
lich Italien und Irland, Gemeinschaftsdarlehen 
(EIB und NGl) in Höhe von 1 Milliarde Rechnungs- 
einheiten pro Jahr für einen Zeitraum von fünf Jah- 
ren, ab 1979, bereitgestellt wurden. Zu diesen Darle- 
hen wurden während des gleichen Zeitraums Zins- 
zuschüsse von 3 Prozentpunkten in Höhe von 1 Mil- 
liarde Rechnungseinheiten, aufgeteilt in Jahres- 
tranchen von 200 Millionen, gewährt. 

Die deutliche Zunahme der an weniger wohlha- 
bende Mitgliedstaaten vergebenen Gemeinschafts- 
darlehen mit Zinsverbilligung zeigt, daß diese Form 
finanzieller Kooperation zur Unterstützung der In- 
vestitionen in den betreffenden Staaten von großem 
Nutzen ist. Im Jahre 1982 beliefen sich die Gemein- 
schaftsdarlehen mit struktureller Zweckbestim- 
mung im Falle Irlands auf 2,3% des BIP und auf 
8,5% der Bruttoanlageinvestitionen; im Falle Ita- 
liens waren die entsprechenden Zahlen 0,6% bzw. 
3%. Fast die Hälfte der zinsverbilligten Darlehen 
wurde im Zeitraum 1979 bis 1982 für Energievorha- 
ben verwendet, wodurch die Gemeinschaftspolitik 
in diesem Bereich wirksam unterstützt werden 
konnte. 

Im Entwicklungsstand der einzelnen Mitgliedslän- 
der besteht jedoch noch immer ein bedeutendes Ge- 
fälle, so daß es gerechtfertigt ist, zusätzliche An- 
strengungen zugunsten derjenigen zu unterneh- 
men, denen es wegen ihres geringeren Wohlstands 
nach wie vor Schwierigkeiten bereitet, Wechsel- 
kursstabilität und Wachstums- und Beschäftigungs- 
ziele miteinander in Einklang zu bringen. 

Den Betrag der Zinszuschüsse sollte man unverän- 
dert bei 200 Millionen ECU pro Jahr belassen. Hier- 
bei ist der Anstieg der Strukturausgaben im Ge- 
meinschaftshaushalt, insbesondere der Struktur- 


ausgaben zugunsten der weniger wohlhabenden 
Mitgliedsländer, zu berücksichtigen. 

Aus praktischen Gründen empfiehtl es sich, ledig- 
lich die Zahl der Zinsverbilligungspunkte zu präzi- 
sieren (die Zinsverbilligung könnte nach wie vor 
3 Prozentpunkte betragen) und nicht mehr den ge- 
nauen Betrag der für eine Zinsverbilligung in Be- 
tracht kommenden Darlehen festzulegen. Die Er- 
fahrung hat nämlich gezeigt, daß ein striktes Ver- 
hältnis zwischen dem Volumen der Darlehen und 
dem Betrag der Zinszuschüsse bei festgelegtem 
Verbilligungssatz schwer einzuhalten ist. Die vorge- 
schlagene Methode würde die Möglichkeit geben, 
Zinszuschüsse zu praktisch dem gleichen Darle- 
hensbetrag zu gewähren, wie er im derzeitigen Sy- 
stem formell vorgesehen ist, d. h. zu Darlehen in 
Höhe von 1 Milliarde ECU pro Jahr. 

Die Empfängerländer wären ebenso wie bisher Ir- 
land und Italien, d. h. die beiden Mitgliedstaaten, 
die die Voraussetzungen eines weniger wohlhaben- 
den, tatsächlich und uneingeschränkt am Europäi- 
schen Währungssystem teilnehmenden Mitglieds- 
landes erfüllen. 

Bei einer Anwendungsdauer von zwei Jahren, 
könnte man das System nach insgesamt siebenjäh- 
rigem Funktionieren überprüfen, um Veränderun- 
gen in den Grundgegebenheiten Rechnung zu tra- 
gen, welche die Erweiterung oder etwaigen Ent- 
wicklungen des Europäischen Währungssystems 
mit sich bringen könnten. 

Wie dies bisher der Fall war, sollten die zinsverbil- 
ligten Darlehen auch weiterhin hauptsächlich zur 
Finanzierung von Infrastrukturvorhaben unter an- 
derem Energieprojekten, verwendet werden. Die In- 
vestitionen sollten insbesondere der Verminderung 
der regionalen Unterschiede, der Verbesserung der 
Beschäftigungssituation und der Verwirklichung 
der gemeinschaftlichen Zielsetzungen im Energie- 
bereich dienen. Ebenso wie bisher, sollte jede di- 
rekte oder indirekte Verzerrung der Wettbewerbs- 
position der Industrien der Mitgliedstaaten vermie- 
den werden. 

Die Richtprogramme, die vorgesehen waren, um die 
Kohärenz der Aktion mit der Gesamtheit der Ge- 
meinschaftspolitiken zu gewährleisten, haben nicht 
den erwarteten Nutzen erbracht. Die Gemeinschaft 
verfügt bereits, vor allem mit den Regionalprogram- 
men und den integrierten Mittelmeerprogrammen, 
über einen angemessenen Rahmen zur Koordinie- 
rung der gemeinschaftlichen und einzelstaatlichen 
Bemühungen, so daß in Zukunft auf Richtpro- 
gramme verzichtet werden könnte. 

Die vorerwähnten Zinszuschüsse, an deren Finanz- 
ierung sich die nicht tatsächlich und uneinge- 
schränkt am Europäischen Währungssystem teil- 
nehmenden Mitgliedstaaten nicht zu beteiligen 
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brauchen, sollen nach wie vor aus dem Gesamt- 
haushalt der Europäischen Gemeinschaften, Titel 5 
„Interventionsmittel im Regionalbereich“, aufge- 
bracht werden. Den nicht am System teilnehmen- 
den Mitgliedstaaten werden Mittel zugewiesen, die 
vierteljährlich im Zuge der Auszahlung der Mittel 
für Zinszuschüsse verwendet werden sollen. 


Bezüglich der Kredite für die Zinszuschüsse ist die 
Methode, die jährliche Tranche der Zuschüsse als 
nichtaufgeteilte Mittel in den Haushaltsplan einzu- 
setzen, in der gegenwärtigen Situation nach wie vor 
am besten geeignet. Sie setzt allerdings voraus, daß 
die in den Haushaltsplan eingesetzte Tranche den 
aktualisierten Wert der zu gewährenden Zinszu- 
schüsse darstellt. 
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Finanzbogen 


1. Haushaltslinie 

Titel V 

Kapitel 52 

Artikel 520 

2. Bezugsgrundlage 

Artikel 235 des EWG-Vertrags und Verordnung 

EWG Nr. . . ./83 des Rates. 

3. Beschreibung des Vorhabens 

3.1 Zweck des Vorhabens 

3.1.1 Allgemeiner Zweck: Stärkung der 
Volkswirtschaft der am Europäischen 
Währungssystem teilnehmenden we- 
niger wohlhabenden Mitgliedstaaten 
durch Vorhaben im Infrastrukturbe- 
reich, darunter auf dem Gebiet der 
Energie. 

3.1.2 Besonderer Zweck des Vorhabens und 
Beitrag zum allgemeinen Zweck: För- 
derung derartiger Vorhaben dadurch, 
daß diesen Staaten für einen Zeit- 
raum von zwei Jahren Darlehen mit 
einer Zinsvergünstigung von 3 Pro- 
zentpunkten (200 Mio. ECU pro Jahr) 
gewährt werden. 

3.2 Betroffener Personenkreis: 

in den betreffenden Ländern Träger von In- 
frastrukturvorhaben, darunter Energievor- 
haben, die zur Lösung der wichtigsten 
Strukturprobleme des Landes, insbesondere 
zur Verringerung der regionalen Unter- 
schiede, zur Verbesserung der Beschäfti- 
gungssituation, sowie zur Erreichung der 
energiepolitischen Ziele der Gemeinschaft, 
beitragen können (Artikel 4 der Verord- 
nung). 

4. Begründung des Vorhabens 

4.1 Begründung des Typs des vorgeschlagenen 
Vorhabens: 

Die Erreichung des allgemeinen Zwecks 
„kann durch Darlehen der Gemeinschaft er- 
leichtert werden, zu denen Zinszuschüsse 
aus dem Gesamthaushalt gewährt werden“. 

4.2 Nutzen des Vorhabens für die Gemein- 
schaft: 


Das Vorhaben steht im Zusammenhang mit 
den Mechanismen des Europäischen Wäh- 
rungssystems. 

5. Finanzielle Auswirkungen des Vorhabens auf 
die Interventionsmittel 

5.1 Gesamtkosten während der vorgesehenen 
Laufzeit: 400 Mio. ECU. 

5.2 Anteil an der Finanzierung: Das Vorhaben 
wird zu 100% aus dem Gemeinschaftshaus- 
halt finanziert. 

5.3 Zeitplan für die Inanspruchnahme der Mit- 
tel: 

Mittelbedarf (nichtgetrennte Mittel) in Mio. 
ECU 


1984 

1985 

Insgesamt 

200,0 

200,0 

400,0 


6. Einordnung der Haushaltsmittel im Rahmen 
der Zinszuschüsse 

Die Zuordnung dieser Mittel als obligatorische 
Ausgaben entspricht derjenigen, die im Anhang 
der gemeinsamen Erklärung von 30. Juni 1982 
entschieden wurde. 

7. Finanzierung der Interventionsausgaben 

Die Mittel sind in die künftigen Haushaltspläne 
einzusetzen. 

8. Vorgesehenes Kontrollsystem 

8.1 Welche Kontrollen werden von der anwei- 
sungsbefugten Dienststelle selbst vorge- 
nommen? Prüfung jedes Antrags auf Zins- 
vergünstigung und Entscheidung über die 
Förderungswürdigkeit der einzelnen Vorha- 
ben nach Maßgabe der Verordnung. 

8.2 Kontrolle des wirtschaftlichen/sozialen 
Nutzens des Vorhabens: Die Kommission ist 
verpflichtet, den Rat und das Europäische 
Parlament jährlich über die durchgeführten 
Maßnahmen zu unterrichten (Artikel 9 der 
Verordnung). 
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Bericht der Abgeordneten Hoffmann (Saarbrücken) und Borchert 


Der Vorschlag der EG-Kommission an den Rat 
wurde vom Präsidenten des Deutschen Bundesta- 
ges mit der Sammelübersicht Drucksache 10/376 
vom 8. September 1983 an den Haus haltsaus schuß 
überwiesen. Der Haushaltsausschuß hat mit der 
Vorberatung seinen Unterausschuß zu Fragen der 
EG beauftragt, der in seinen Sitzungen am 12. und 
28. Oktober 1983 die Vorlage beraten hat Die Emp- 
fehlung des Unterausschusses hat der Haushalts- 
ausschuß in seiner Sitzung am 9. November 1983 
übernommen. 

Bei dem Vorschlag geht es um folgendes: 

Im Zusammenhang mit der Einführung des Euro- 
päischen Währungssystems hat der Europäische 
Rat Ende 1978 insbesondere folgende Maßnahme 
zur Stärkung der Wirtschaftskraft der weniger 
wohlhabenden Mitgliedstaaten beschlossen, die tat- 
sächlich am EWS teilnehmen: 

Für einen Zeitraum von fünf Jahren erhalten diese 
Länder zur Mitfinanzierung ausgewählter Infra- 
strukturvorhaben zusätzliche Darlehen (Mittel der 
Europäischen Investitionsbank oder des neuen An- 
leiheinstruments der Gemeinschaft — NIG) in 
Höhe von 1 Mrd. ECU p. a., versehen mit Zinsbonifi- 
kationen von 200 Mio. ECU p. a. (3%-Punkte) zu La- 
sten des EG-Haushalts. Die Darlehen und Zinsboni- 
fikationen sind zu zwei Drittel auf Italien und zu 
ein Drittel auf Irland aufgeteilt. 

Dieser Beschluß des Europäischen Rates wurde 
durch eine Ratsverordnung vom 3. August 1979 um- 
gesetzt. Der Fünf jahreszeitraum für Darlehen und 
Zinsbonifikationen läuft bis Ende 1983. 


Bonn, den 9. November 1983 


Nach dem Kommissionsvorschlag vom 1. Juni 1983 
soll die Aktion zugunsten von Irland mit Italien um 
zwei Jahre verlängert werden (1984 und 1985). Nach 
Auffassung der Kommission könnte man anschlie- 
ßend — also nach dann insgesamt siebenjähriger 
Laufzeit — das System überprüfen. Der Vorschlag 
ist auf Artikel 235 EWG-V gestützt. 

Die von vornherein auf fünf Jahre befristete, auf 
Italien und Irland beschränkte Zinsverbilligung von 
Gemeinschaftsdarlehen (EIB, NIG) sollte diesen 
Ländern den Beitritt zum EWS in einer Übergangs- 
zeit erleichtern. Die jetzt vorgeschlagene Verlänge- 
rung wird abgelehnt, da befristete Übergangsmaß- 
nahmen zugunsten einzelner Mitgliedstaaten nicht 
zu Dauerprivilegien werden dürfen. 

Es besteht außerdem Zweifel, ob mit dem Instru- 
ment der Zinsbonifikation das Ziel der wirtschaftli- 
chen Stärkung der weniger wohlhabenden Mit- 
gliedstaaten effizient erreicht werden kann. Die Ge- 
fahr ist gegeben, daß lediglich Mitnahmeefekte er- 
zielt werden. 

Aus den vorstehenden Gründen, aber auch wegen 
der vom Europäischen Rat in Stuttgart anerkann- 
ten Notwendigkeit einer größeren Haushaltsdiszi- 
plin in der Gemeinschaft, hat sich der Unteraus- 
schuß gegen eine Verlängerung der Aktion ausge- 
sprochen. 

Namens des Haushaltsausschusses wird daher der 
Deutsche Bundestag gebeten, den Vorschlag der 
EG-Kommission nach Maßgabe der ablehnenden 
Beschlußempfehlung zur Kenntnis zu nehmen. 


Hoffmann (Saarbrücken) Borchert 

Berichterstatter 
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